
Drucksache 1 3/10725 
15. 05. 98 

Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 15. November 1971 
über die Schaffung des inter

-

nationalen Systems und der Organisation 
für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" 
und zu dem Protokoll vom 30. November 1996 
über die Einbringung von Korrekturen in dieses Abkommen 

A. Zielsetzung 

Die Bundesrepublik Deutschland ist gemäß Artikel 12 Abs. 3 des 
Einigungsvertrages im Zuge der deutschen Einigung in die Rechte 
und Pflichten der früheren Deutschen Demokratischen Republik als 
Vertragspartei des Abkommens vom 15. November 1971 über die 
Schaffung des internationalen Systems und der Organisation für 
kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" (Regierungs-
abkommen) eingetreten. 

Auf der XXV. INTERSPUTNIK-Ratstagung am 30. November 1996 in 
Moskau wurde das Protokoll über die Einbringung von Korrekturen in 
das o.a. Abkommen (Änderungsprotokoll) beschlossen. 

Regierungsabkommen und Änderungsprotokoll sollen für die Bundes-
republik Deutschland in Kraft  gesetzt werden. 

B. Lösung 

Dem Abkommen über die Schaffung des internationalen Systems und 
der Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTER

-

SPUTNIK" vom 15. November 1971 und dem Protokoll über die 
Einbringung von Korrekturen in dieses Abkommen vom 30. November 
1996 wird durch Vertragsgesetz zugestimmt. 

 
C. Alternativen 

 Keine 
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D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Die Auswirkungen des Gesetzes sind für den Bund kostenneutral. 

E. Sonstige Kosten 

Auf die Verbraucherpreise wird sich das Gesetz nicht negativ aus-
wirken, sondern durch die Förderung des Wettbewerbs langfristig 
eher niedrigere Verbraucherpreise und Nutzungsentgelte für die Wirt-
schaft  bewirken. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) - 950 00 - In 9/98 Bonn, den 15. Mai 1998 

An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 15. November 1971 
über die Schaffung des internationalen Systems und der Organisation 
für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" und zu dem 
Protokoll vom 30. November 1996 über die Einbringung von Korrekturen 
in dieses Abkommen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Wirtscha ft . 

Der Bundesrat hat in seiner 725. Sitzung am 8. Mai 1998 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Abkommen vom 15. November 1971 

über die Schaffung des inter-
nationalen Systems und der Organisation 

für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" 
und zu dem Protokoll vom 30. November 1996 

über die Einbringung von Korrekturen in dieses Abkommen 

Vom 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem Eintritt der Bundesrepublik Deutschland in das Abkommen vom 
15. November 1971 über die Schaffung des internationalen Systems und der 
Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" und 
dem Protokoll vom 30. November 1996 über die Einbringung von Korrekturen 
in das Abkommen über die Schaffung des internationalen Systems und der 
Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" wird 
zugestimmt. Das Abkommen und das Protokoll werden nachstehend mit einer 
amtlichen deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

Artikel 2 

Das Bundesministerium für Wi rtschaft  kann das Abkommen in der durch das 
Protokoll geänderten Fassung als Neufassung bekanntmachen. 

Artikel 3 

(1) Das Bundesministerium für Wi rtschaft wird ermächtigt, die Voraus-
setzungen (Zuverlässigkeit, Leistungsfähigkeit, Fachkunde) und das Verfahren 
für eine Benennung von Unterzeichnern (Signataren) des INTERSPUTNIK-
Betriebsabkommens durch Rechtsverordnung zu regeln. 

(2) Die Benennung erfolgt gegen Gebühr. Das Bundesministerium für Wirt-
schaft wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen, durch Rechtsverordnung die gebührenpflichtigen Tatbestände, die 
Höhe der Gebühr und die Erstattung der Auslagen zu regeln. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Das Abkommen vom 15. November 1971 ist für die Bundesrepublik 
Deutschland am 15. Oktober 1990 in Kraft getreten. Der Tag, an dem das Pro-
tokoll vom 30. November 1996 nach seinem Artikel 19 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen vom 15. November 1971 und das Protokoll vom 30. Novem-
ber 1996 findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da sie 
sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Zu Artikel 2 

Nach Artikel 2 kann das Bundesministerium für Wirtschaft die geänderte Fas-
sung in der Neufassung bekanntmachen. 

Zu Artikel 3 

In Artikel 3 wird das Bundesministerium für Wirtscha ft  ermächtigt, die Einzel-
heiten der Voraussetzungen und des Verfahrens für die Benennung von Unter-
zeichnern (Signataren) des INTERSPUTNIK-Betriebsabkommens sowie die 
gebührenpflichtigen Tatbestände, die Höhe der Gebühr und die Erstattung der 
Auslagen im Zusammenhang mit der Benennung von Signataren durch Rechts-
verordnung zu regeln. 

Gemäß Artikel 3 des Änderungsprotokolls kann jedes Mitgliedsland einen oder 
mehrere Signatare zur Unterzeichnung des Betriebsabkommens benennen. Das 
innerstaatliche Verfahren zur Ausübung dieses Benennungsrechts soll - wegen 
der eingeschränkten Bedeutung in Form einer Rechtsverordnung - normiert 
werden, um 

- eine Gleichbehandlung aller Interessenten sicherzustellen, 

- bei ablehnenden Entscheidungen dem Grundsatz vom Vorbehalt des Geset-
zes Rechnung zu tragen und 

- dem Staat Ersatz für seine Aufwendungen in Form von Gebühren und Erstat-
tungen von Auslagen zu verschaffen. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht . dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Proto-
koll vom 30. November 1996 gemäß Artikel 19 dieses Protokolls für die Bundes-
republik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Bei der Formulierung des Artikels 4 Abs. 2 wird davon ausgegangen, daß von 
der vorläufigen Anwendung nach Artikel 19 Abs. 4 des Änderungsprotokolls 
kein Gebrauch gemacht wird. Konsequenz einer künftigen Ablehnung von 
Änderungen durch die Bundesrepublik Deutschland wäre der Austritt aus der 
Organisation. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Der deutschen Wirtschaft wird die Möglichkeit der direkten 
Nutzung des INTERSPUTNIK-Satellitensystems als Signatar eröffnet. Damit 
wird der Wettbewerb unter den internationalen Satellitenorganisationen weiter 
verstärkt. Dies wird zur Folge haben, daß die deutsche Wi rtschaft mit günstige-
ren Konditionen bei den Nutzungsentgelten für internationale satellitengestützte 
Telekommunikationsdienstleistungen rechnen kann. Darüber hinaus ergibt sich 
die erheblich verbesserte Möglichkeit zur Erschließung der Märkte des ehemali-
gen Ostblocks. 
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Abkommen 
über die Schaffung des internationalen Systems und 

der Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" 

(Übersetzung aus dem Jahr 1971) 

Die Abkommenspartner haben 

- in Anerkennung der Notwendigkeit, die Festigung und Ent-
wicklung allseitiger ökonomischer, wissenschaftlich-techni-
scher, kultureller und anderer Beziehungen mittels Fernmelde-
verbindungen sowie Hör- und Fernsehrundfunk über künst-
liche Erdsatelliten zu unterstützen, 

- in Anerkennung der Nützlichkeit der Zusammenarbeit bei den 
theoretischen und experimentellen Forschungen sowie bei der 
Projektierung, Schaffung, Nutzung und Entwicklung eines inter-
nationalen Fernmeldesystems über künstliche Erdsatelliten, 

- im Interesse der Entwicklung der internationalen Zusammen-
arbeit auf der Grundlage der Achtung der Souveränität und 
Unabhängigkeit der Staaten, der Gleichberechtigung und 
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten sowie der 
gegenseitigen Hilfe und des gegenseitigen Vorteiles, 

- ausgehend von den Bestimmungen der Resolution 1721 (XVI) 
der UNO-Vollversammlung und des Vertrages über die Prinzi-
pien der Tätigkeit der Staaten bei der Erforschung und Nut-
zung des Weltraumes, einschließlich des Mondes und der 
anderen Himmelskörper, vom 27. Januar 1967, 

folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

1. Es wird ein internationales Fernmeldesystem über künst-
liche Erdsatelliten geschaffen. 

2. Zur Gewährleistung der Zusammenarbeit und Koordinierung 
der Anstrengungen bei der Projektierung, Schaffung, Nutzung 
und Entwicklung des Fernmeldesystems gründen die Abkom-
menspartner die internationale Organisation „INTERSPUTNIK", 
im weiteren Organisation genannt. 

Artikel 2 

1. „INTERSPUTNIK" ist eine offene internationale Organisa-
tion. 

2. Mitglieder der Organisation sind die Regierungen, die das 
vorliegende Abkommen unterzeichnet und die Dokumente über 
seine Ratifikation gemäß Artikel 20 zur Aufbewahrung übergeben 
haben, sowie die Regierungen anderer Staaten, die dem vor-
liegenden Abkommen gemäß Artikel 22 beigetreten sind. 

Artikel 3 

Als Sitz der Organisation wird Moskau festgelegt. 

Artikel 4 

1. Das internationale Fernmeldesystem über künstliche Erd-
satelliten umfaßt folgende Bestandteile: 

- den kosmischen Komplex, der aus den Fernmeldesatelliten 
mit den Umsetzern und Bordeinrichtungen und den Boden-
systemen für die Steuerung besteht, die das normale Funktio-
nieren der Satelliten gewährleisten; 

- den Bodenfunkstellen, die die gegenseitige Verbindung über 
die künstlichen Erdsatelliten herstellen. 
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2. Der kosmische Komplex ist Eigentum der Organisation oder 
wird bei den Mitgliedern der Organisation, die solche Systeme 
besitzen, gemietet. 

3. Die Bodenfunkstellen sind Eigentum der Staaten oder der 
von ihnen anerkannten Betriebsorganisationen. 

4. Die Mitglieder der Organisation haben das Recht auf Ein-
beziehung der von ihnen errichteten Bodenfunkstellen in das 
Fernmeldesystem der Organisation, wenn diese Bodenfunkstel-
len den technischen Forderungen der Organisation entsprechen. 

Artikel 5 

Die Schaffung des internationalen Fernmeldesystems ist in 
folgenden Etappen vorgesehen: 

- Etappe des Versuchsbetriebs durch die Mitglieder der Organi-
sation mit ihren Bodenfunkstellen unter Nutzung von Fern-
meldekanälen, die der Organisation von der Union der Soziali-
stischen Sowjetrepubliken über ihre Fernmeldesatelliten 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden. Die Dauer dieser 
Etappe wird bis Ende 1973 festgelegt. 

- Betriebsetappe unter Nutzung von Fernmeldekanälen über 
Fernmeldesatelliten der Mitglieder der Organisation zu Miet-
bedingungen. 

- Etappe des kommerziellen Betriebs des Fernmeldesystems 
unter Nutzung des kosmischen Komplexes, der Eigentum der 
Organisation ist oder bei ihren Mitgliedern gemietet wird. Der 
Übergang zu dieser Etappe wird erfolgen, wenn die Schaffung 
des kosmischen Komplexes, dessen Eigentümer oder Mieter 
die Organisation ist, von den Abkommenspartnern als ökono-
misch zweckmäßig erachtet wird. 

Artikel 6 

Der Start und die Beförderung von Fernmeldesatelliten, die 
Eigentum der Organisation sind, auf die Umlaufbahn sowie deren 
Steuerung auf der Umlaufbahn erfolgen durch die Mitglieder der 
Organisation, die hierfür die entsprechenden Mittel haben, auf 
der Grundlage von vertraglichen Vereinbarungen zwischen der 
Organisation und solchen Mitgliedern der Organisation. 

Artikel 7 

Die Organisation koordiniert ihre Tätigkeit mit dem Internatio-
nalen Fernmeldeverein und arbeitet auch mit anderen Organisa-
tionen, deren Tätigkeit mit der Nutzung von Fernmeldesatelliten 
in Beziehung steht, sowohl in technischer Hinsicht (Nutzung des 
Frequenzbereiches, Verwendung der Technischen Normen für 
die Fernmeldekanäle und des Standards für die Einrichtungen) 
als auch in Fragen des internationalen Reglements zusammen. 

Artikel 8 

Die Organisation ist eine juristische Person und  befugt,  Ver-
träge abzuschließen, Eigentum zu erwerben, zu mieten und zu 
veräußern und zu prozessieren. 

Artikel 9 

1. Auf dem Territorium der Staaten, deren Regierungen Mit-
glieder der Organisation sind, genießt sie die Rechtsfähigkeit, die 
für die Erreichung ihrer Ziele und die Verwirklichung ihrer Funk-
tionen erforderlich ist. Der Umfang dieser Rechtsfähigkeit wird in 
entsprechenden vertraglichen Vereinbarungen mit den kompe-
tenten Organen der Staaten festgelegt, auf deren Territorium sie 
ihre Tätigkeit ausübt.  

2. Für die durch das vorliegende Abkommen und die im 
Punkt 1 dieses Artikels erwähnten vertraglichen Vereinbarungen 
nicht geregelten Fragen werden die gesetzlichen Bestimmungen 
der Staaten angewendet, auf deren Territorium die Tätigkeit der 
Organisation ausgeübt wird. 
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Artikel 10 

1. Die Organisation trägt die materielle Verantwortung für ihre 
Verpflichtungen im Rahmen des ihr gehörenden Eigentums. 

2. Die Organisation trägt keine materielle Verantwortung für die 
Verpflichtungen der Abkommenspartner ebenso wie die Abkom-
menspartner nicht für die Verpflichtungen der Organisation ver-
antwortlich sind. 

Artikel 11 

1. Zur Leitung der Tätigkeit der Organisation werden folgende 
Organe geschaffen: 

- der Rat als leitendes Organ, 

- die Direktion als ständiges ausführendes und administratives 
Organ mit dem Generaldirektor an der Spitze. Der Zeitpunkt 
der Schaffung und der Beginn der Tätigkeit der Direktion wer-
den vom Rat bestimmt. 

2. Bis zum Beginn der Tätigkeit der Direktion übernimmt der 
Vorsitzende des Rates die im Punkt 2, Artikel 13, angegebenen 
Funktionen des Generaldirektors zur Vertretung der Organisa-
tion. 

3. Zur Kontrolle der Finanztätigkeit der Organisation wird die 
Revisionskommission geschaffen. 

4. Der Rat kann solche Hilfsorgane schaffen, die zur Ver-
wirklichung der Ziele des vorliegenden Abkommens erforderlich 
sind. 

Artikel 12 

1. Der Rat setzt sich aus je einem Vertreter jedes Mitglieds der 
Organisation zusammen. 

2. Jedes Mitglied der Organisation hat im Rat eine Stimme. 

3. Der Rat versammelt sich mindestens einmal im Jahr zu 
ordentlichen Tagungen. Eine außerordentliche Tagung kann auf 
Wunsch eines beliebigen Mitglieds der Organisation oder des 
Generaldirektors einberufen werden, wenn sich für ihre Einberu-
fung mindestens ein Drittel der Mitglieder der Organisation aus-
gesprochen hat. 

4. Die Tagungen des Rates werden in der Regel am Sitz der 
Organisation durchgeführt. Der Rat kann einen Beschluß über 
die Durchführung von Tagungen auf dem Territorium anderer 
Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organisation sind, auf 
Einladung dieser Mitglieder der Organisation fassen. 

Bis zum Beginn der Tätigkeit der Direktion tagt der Rat der Reihe 
nach in den Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organi-
sation sind, entsprechend ihrer Bezeichnung nach dem russi-
schen Alphabet. In diesem Falle werden die Kosten für die 
Durchführung von Tagungen von den empfangenden Mitgliedern 
der Organisation getragen. 

5. Der Vorsitz auf den Ratstagungen wird von Vertretern der 
Mitglieder der Organisation der Reihe nach entsprechend den 
Bezeichnungen dieser Mitglieder der Organisation nach dem 
russischen Alphabet übernommen. Als Stellvertreter des Vor-
sitzenden wird ein Vertreter des nach dem Alphabet nächsten 
Mitglieds der Organisation benannt. Der Vorsitzende und sein 
Stellvertreter üben ihre Funktion bis zur nächsten ordentlichen 
Ratstagung aus. 

6. Zur Zuständigkeit des Rates gehören Fragen, die sich auf 
das vorliegende Abkommen erstrecken. Der Rat 

6.1. erörtert und bestätigt Maßnahmen zur Schaffung, zum 
Erwerb oder zum Mieten sowie zum Betrieb des kosmi-
schen Komplexes; 

6.2. bestätigt die Pläne für die Entwicklung und Vervollkomm-
nung des Fernmeldesystems der Organisation; 

6.3. bestimmt die technischen Forderungen für die Fernmel-
desatelliten der Organisation; 
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Organen der Mitglieder der Organisation in allen Fragen, die ihre 
Tätigkeit betreffen, sowie gegenüber anderen Staaten und inter-
nationalen Organisationen, mit denen der Rat es für notwendig 
erachtet, zusammenzuarbeiten. 

3. Der Generaldirektor ist verantwortlich gegenüber dem Rat 
und wird im Rahmen der ihm durch das vorliegende Abkommen 
und die Beschlüsse des Rates übertragenen Vollmachten tätig. 

4. Der Generaldirektor übt folgende Funktionen aus: 

4.1. er gewährleistet die Erfüllung der Beschlüsse des Rates; 

4.2. er führt Verhandlungen mit den Fernmeldeverwaltungen, 
den Projektierungsorganisationen und den Industriebetrie-
ben der Mitglieder der Organisation über Fragen der Projek-
tierung des Systems in seiner Gesamtheit sowie über 
Fragen der Projektierung, Herstellung und Lieferung der 
Baugruppen und Blöcke der Bordapparaturen der Fern-
meldesatelliten der Organisation; 

4.3. er führt Verhandlungen zu Fragen des Starts von Fernmel-
desatelliten für die Organisation; 

4.4. er schließt im Auftrage des Rates im Rahmen der ihm vom 
Rat erteilten Vollmachten internationale und andere Verträge 
ab; 

4.5. er stellt den Budgetentwurf für das nächste Finanzjahr auf, 
unterbreitet diesen dem Rat zur Bestätigung und legt dem 
Rat Rechenschaft über die Erfüllung des Budgets für das 
vergangene Finanzjahr; 

4.6. er bereitet den Bericht über die Tätigkeit der Direktion für 
das vergangene Jahr für die Vorlage beim Rat vor; 

4.7. er arbeitet die Entwü rfe der Arbeitspläne der Organisation 
sowie der Pläne für die Entwicklung und Vervollkommnung 
des Fermeldesystems aus und legt diese dem Rat zur 
Bestätigung vor; 

4.8. er gewährleistet die Vorbereitung, Einberufung und Durch-
führung der Tagungen des Rates. 

5. Der Generaldirektor und sein Stellvertreter werden aus Bür-
gern der Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organisation 
sind, für die Dauer von 4 Jahren gewählt. Der Stellvertreter des 
Generaldirektors kann in der Regel nur für eine Amtsperiode 
gewählt werden. Der Generaldirektor und sein Stellvertreter 
dürfen nicht Bürger ein und desselben Staates sein. 

6. Das Personal der Direktion setzt sich aus Bürgern der Staa-
ten zusammen, deren Regierungen Mitglieder der Organisation 
sind, unter Berücksichtigung der beruflichen Eignung und der 
gerechten territorialen Verteilung. 

Artikel 14 

1. Die Revisionskommission besteht aus 3 Mitgliedern, die 
vom Rat für die Dauer von 3 Jahren aus Bürgern verschiedener 
Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organisation sind, 
gewählt werden. Der Vorsitzende und die Mitglieder der Revisi-
onskommission dürfen in der Organisation keinerlei andere 
Ämter ausüben. 

2. Der Generaldirektor stellt der Revisionskommission alle für 
die Durchführung der Revision erforderlichen Unterlagen und 
Dokumente zur Verfügung. 

3. Der Bericht der Revisionskommission wird dem Rat der 
Organisation vorgelegt. 

Artikel 15 

1. Zur Sicherung der Tätigkeit der Organisation wird der Statu-
tenfonds (Grund- und Umlaufmittel) geschaffen. Der Beschluß 
über die Schaffung und Höhe des Statutenfonds wird von den 
Abkommenspartnern auf Vorschlag des Rates gefaßt und in 
einem Zusatzprotokoll formuliert. Die Höhe der anteiligen Beteili- 
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Organen der Mitglieder der Organisation in allen Fragen, die ihre 
Tätigkeit betreffen, sowie gegenüber anderen Staaten und inter-
nationalen Organisationen, mit denen der Rat es für notwendig 
erachtet, zusammenzuarbeiten. 

3. Der Generaldirektor ist verantwortlich gegenüber dem Rat 
und wird im Rahmen der ihm durch das vorliegende Abkommen 
und die Beschlüsse des Rates übertragenen Vollmachten tätig. 

4. Der Generaldirektor übt folgende Funktionen aus: 

4.1. er gewährleistet die Erfüllung der Beschlüsse des Rates; 

4.2. er führt Verhandlungen mit den Fernmeldeverwaltungen, 
den Projektierungsorganisationen und den Industriebetrie-
ben der Mitglieder der Organisation über Fragen der Projek-
tierung des Systems in seiner Gesamtheit sowie über 
Fragen der Projektierung, Herstellung und Lieferung der 
Baugruppen und Blöcke der Bordapparaturen der Fern-
meldesatelliten der Organisation; 

4.3. er führt Verhandlungen zu Fragen des Sta rts von Fernmel-
desatelliten für die Organisation; 

4.4. er schließt im Auftrage des Rates im Rahmen der ihm vom 
Rat erteilten Vollmachten internationale und andere Verträge 
ab; 

4.5. er stellt den Budgetentwurf für das nächste Finanzjahr auf, 
unterbreitet diesen dem Rat zur Bestätigung und legt dem 
Rat Rechenschaft über die Erfüllung des Budgets für das 
vergangene Finanzjahr; 

4.6. er bereitet den Bericht über die Tätigkeit der Direktion für 
das vergangene Jahr für die Vorlage beim Rat vor; 

4.7. er arbeitet die Entwürfe der Arbeitspläne der Organisation 
sowie der Pläne für die Entwicklung und Vervollkommnung 
des Fermeldesystems aus und legt diese dem Rat zur 
Bestätigung vor; 

4.8. er gewährleistet die Vorbereitung, Einberufung und Durch-
führung der Tagungen des Rates. 

5. Der Generaldirektor und sein Stellvertreter werden aus Bür-
gern der Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organisation 
sind, für die Dauer von 4 Jahren gewählt. Der Stellvertreter des 
Generaldirektors kann in der Regel nur für eine Amtsperiode 
gewählt werden. Der Generaldirektor und sein Stellvertreter 
dürfen nicht Bürger ein und desselben Staates sein. 

6. Das Personal der Direktion setzt sich aus Bürgern der Staa-
ten zusammen, deren Regierungen Mitglieder der Organisation 
sind, unter Berücksichtigung der beruflichen Eignung und der 
gerechten territorialen Verteilung. 

Artikel 14 

1. Die Revisionskommission besteht aus 3 Mitgliedern, die 
vom Rat für die Dauer von 3 Jahren aus Bürgern verschiedener 
Staaten, deren Regierungen Mitglieder der Organisation sind, 
gewählt werden. Der Vorsitzende und die Mitglieder der Revisi-
onskommission dürfen in der Organisation keinerlei andere 
Ämter ausüben. 

2. Der Generaldirektor stellt der Revisionskommission alle für 
die Durchführung der Revision erforderlichen Unterlagen und 
Dokumente zur Verfügung. 

3. Der Bericht der Revisionskommission wird dem Rat der 
Organisation vorgelegt. 

Artikel 15 

1. Zur Sicherung der Tätigkeit der Organisation wird der Statu-
tenfonds (Grund- und Umlaufmittel) geschaffen. Der Beschluß 
über die Schaffung und Höhe des Statutenfonds wird von den 
Abkommenspartnern auf Vorschlag des Rates gefaßt und in 
einem Zusatzprotokoll formuliert. Die Höhe der anteiligen Beteili- 
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gung der Mitglieder der Organisation bei der Bildung des Statu-
tenfonds wird proportional zum Grad ihrer Fernmeldekanal-
benutzung festgelegt. 

2. Wenn bei der Vervollkommnung des Fernmeldesystems die 
Notwendigkeit auftritt, den Statutenfonds zu erhöhen, so wird die 

 Summe der zusätzlichen Beiträge zwischen den Mitgliedern der 
Organisation, die zu dieser Erhöhung ihr Einverständnis erklärten, 
aufgeteilt. 

3. Aus den Beiträgen der Mitglieder der Organisation zum 
Statutenfonds werden folgende Ausgaben der Organisation 
gedeckt: Die Ausgaben 

3.1. für die wissenschaftlichen Forschungs-, Entwicklungs- und 
Konstruktionsarbeiten für den kosmischen Komplex und die 
Bodenfunkstellen; 

3.2. für die Projektierung, Errichtung, den Erwerb oder das 
Mieten des kosmischen Komplexes; 

3.3. für die Bezahlung des Starts und die Beförderung der Fern

-

meldesatelliten der Organisation auf die Umlaufbahn; 

3.4. für andere Zwecke in Zusammenhang mit der Tätigkeit der 
Organisation. 

4. Bis zur Bildung des Statutenfonds erfolgt die Tätigkeit der 
Organisation in Übereinstimmung mit dem für jedes Kalenderjahr 
aufgestellten speziellen Budget. Die im Budget für den Unterhalt 
des Personals der Direktion, die Durchführung von Tagungen 
des Rates und andere Maßnahmen mit Verwaltungscharakter 
vorgesehenen Ausgaben werden von den Mitgliedern der Orga-
nisation in der Höhe gedeckt, die von den Abkommenspartnern 
auf Vorschlag des Rates festgelegt und in einem Zusatzprotokoll 
formuliert wird. 

5. Beim Eintritt neuer Mitglieder in die Organisation oder im 
Falle des Austritts eines Mitglieds aus der Organisation ver-
ändern sich entsprechend die Beiträge. 

6. Die Valuta, in der die Beiträge zum Statutenfonds und Bud-
get der Organisation zu leisten sind, werden von den Abkom-
menspartnern auf Vorschlag des Rates festgelegt. 

7. Für eine Summe, die nicht zum festgelegten Termin bezahlt 
wurde, werden Verzugszinsen in Höhe von 3 % der jährlichen 
Beiträge berechnet. 

8. Wenn Mitglieder der Organisation ihren finanziellen Ver-
pflichtungen im Laufe eines Jahres nicht nachkommen, ent-
scheidet der Rat über die teilweise oder vollständige Aussetzung 
der sich aus der Mitgliedschaft in der Organisation ergebenden 
Rechte. 

9. Der aus dem Betrieb des Fernmeldesystems erzielte Gewinn 
wird zwischen den Mitgliedern der Organisation proportional zu 
ihrer Beitragssumme aufgeteilt. Auf Beschluß der Mitglieder der 
Organisation kann der Gewinn für die Erhöhung des Statuten

-

fonds oder die Bildung beliebiger spezieller Fonds verwendet 
werden. 

10. Die Kosten für den Unterhalt der Teilnehmer an Tagungen 
und Sitzungen im Zusammenhang mit der Erfüllung der Aufga-
ben der Organisation, darunter Sitzungen des Rates, tragen die 
Abkommenspartner, die ihre Vertreter zu diesen Tagungen und 
Sitzungen entsenden. 

Artikel 16 

1. Die Organisation betreibt den kosmischen Komplex und 
stellt die Fernmeldekanäle ihren Mitgliedern und anderen Nut-
zern in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des vorliegen-
den Abkommens zur Verfügung. 

2. Die Fernmeldekanäle, über die die Organisation verfügt, 
werden zwischen den Mitgliedern der Organisation, ausgehend 
von ihrem Bedarf an Kanälen, aufgeteilt. Die Fernmeldekanäle, 
die den Gesamtbedarf aller Mitglieder der Organisation über-
schreiten, können an andere Nutzer vermietet werden. 

3. Die Fernmeldekanäle werden gegen Bezahlung nach Tari-
fen, die vom Rat festgelegt werden, zur Verfügung gestellt. Die 
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Höhe der Tarife muß auf dem Stand der in Goldfranken berech-
neten Weltdurchschnittstarife sein. Der Zahlungsmodus für die 
Fernmeldeleistungen wird vom Rat festgelegt. 

Artikel 17 

1. Jeder Abkommenspartner kann das vorliegende Abkommen 
kündigen, indem er eine schriftliche Mitteilung hierzu der Depo-
sitärregierung übersendet. 

Die Kündigung des Abkommens durch diesen Abkommens-
partner tritt bei Beendigung des Finanzjahres in Kra ft , in dem die 
Einjahresfrist vom Tag der Benachrichtigung der Depositärregie-
rung über diese Kündigung abläuft. Dieser Abkommenspartner 
hat zu den vom Rat festgelegten Terminen die Beitragssumme zu 
zahlen, die ihm für das Finanzjahr berechnet wurde, in dem die 
Kündigung in Kraft  tritt, sowie alle anderen von ihm übernomme-
nen Verpflichtungen zu erfüllen.  

2. Die Höhe des finanziellen Ausgleichs für den Abkommens-
partner, der das Abkommen kündigt, wird vom Rat in Überein-
stimmung mit der Summe der Beiträge dieses Abkommens-
partners am Statutenfonds der Organisation unter Berücksichti-
gung des physischen und moralischen Verschleißes der Grund-
mittel festgelegt. 

Der finanzielle Ausgleich wird gezahlt, nachdem der Rat den 
Bericht über das Budget für das Finanzjahr bestätigt hat, in dem 
die Kündigung in Kraft tritt. 

Artikel 18 

1. Das vorliegende Abkommen kann mit Zustimmung aller 
Abkommenspartner außer Kraft gesetzt werden. 

Die Außerkraftsetzung des Abkommens bedeutet die Auflösung 
der Organisation. 

Das Verfahren für die Auflösung der Organisation wird vom Rat 
festgelegt. 

2. Bei Auflösung der Organisation werden ihre Grundmittel 
veräußert, und den Mitgliedern der Organisation wird der finanzi-
elle Ausgleich in Übereinstimmung mit ihrer anteiligen Beteili-
gung an den Kapitalinvestitionen zur Schaffung des Nachrichten-
systems unter Berücksichtigung des physischen und morali-
schen Verschleißes der Grundmittel gezahlt. Die baren Umlauf-
mittel, ausgenommen die Mittel für die Tilgung der Verpflichtun-
gen der Organisation, werden zwischen den Mitgliedern der 
Organisation proport ional den tatsächlich bis zum Tage der Auf-
lösung der Organisation eingebrachten finanziellen Beiträgen 
verteilt. 

Artikel 19 

Die Sprachen der Organisation sind Englisch, Spanisch, Rus-
sisch und Französisch. 

Der Rat entscheidet in Abhängigkeit von den tatsächlichen 
Bedürfnissen der Organisation, welche Sprachen angewendet 
werden. 

Artikel 20 

Das vorliegende Abkommen liegt bis 31. Dezember 1972 in 
Moskau zur Unterzeichnung aus. 

Das Abkommen unterliegt der Ratifikation. Die Ratifikationsur-
kunden werden der Regierung der UdSSR, die als Depositär des 
vorliegenden Abkommens bestimmt wird, zur Aufbewahrung 
übergeben. 

Artikel 21 

Das Abkommen tritt in Kra ft  nach Übergabe von 6 Ratifika-
tionsurkunden. 
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Artikel 22 

1. Die Regierung jedes beliebigen Staates, die das vorliegende 
Abkommen nicht unterzeichnet hat, kann diesem beitreten. In 
diesem Fall übergibt die Regierung dem Rat der Organisation 
eine offizielle Erklärung, daß sie die Ziele und Prinzipien der 
Tätigkeit der Organisation teilt und die aus dem vorliegenden 
Abkommen resultierenden Verpflichtungen übernimmt. 

2. Die Dokumente über den Beitritt zum Abkommen werden 
der Depositärregierung zur Aufbewahrung übergeben. 

Artikel 23 

Für Regierungen, die die Ratifikationsurkunden oder Doku-
mente über den Beitritt nach Inkrafttreten des vorliegenden 
Abkommens zur Aufbewahrung übergeben, tritt es am Tage der 
Übergabe der erwähnten Urkunden in Kraft . 

Artikel 24 

Korrekturen zum vorliegenden Abkommen treten für jeden 
Abkommenspartner, der diese Korrekturen annimmt, nach ihrer 
Billigung durch zwei Drittel der Abkommenspartner in Kraft. Die 
in Kraft  getretene Korrektur wird für die anderen Abkommens-
partner bindend, nachdem diese von ihnen angenommen wor-
den ist. 

Artikel 25 

1. Die Depositärregierung des vorliegenden Abkommens 
benachrichtigt alle Abkommenspartner über das Datum jeder 
Unterzeichnung, über das Datum der Übergabe jeder Ratifikati-
onsurkunde zum Deponieren und jedes Beitrittsdokuments über 
das Datum des Inkrafttretens des Abkommens sowie über alle 
anderen erhaltenen Mitteilungen. 

2. Das vorliegende Abkommen ist von der Depositärregierung 
in Übereinstimmung mit Artikel 102 der Charta der Organisation 
der Vereinten Nationen registrieren zu lassen. 

Artikel 26 

Das vorliegende Abkommen wird in englischer, spanischer, 
russischer und französischer Sprache, dessen Texte gleich 
authentisch sind, den Archiven der Depositärregierung über-
geben. In entsprechender Weise werden die beglaubigten Ko-
pien von der Depositärregierung den Abkommenspartnern über-
sandt. 

Zur Beglaubigung dessen haben die unten Unterzeichneten, 
die in der entsprechenden Form dazu bevollmächtigt waren, das 
vorliegende Abkommen unterschrieben. 

Ausgeführt in Moskau, 15. November 1971. 
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Protokoll 
über die Einbringung von Korrekturen 

in das Abkommen über die Schaffung des internationalen Systems und 
der Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" 

Die Vertragsparteien, 

ausgehend von den Zielen und Aufgaben der Internationalen 
Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTER

-

SPUTNIK"; 

in Anerkennung der Notwendigkeit der Vervollkommnung 
der rechtlichen Grundlagen für die Tätigkeit der Internationalen 
Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTER

-

SPUTNIK" ; 

unter Berücksichtigung des vollzogenen Übergangs zum kom-
merziellen Betrieb des von „INTERSPUTNIK" verwalteten 
Systems für kosmische Fernmeldeverbindungen; 

sind übereingekommen, die folgenden Ergänzungen und 
Änderungen in das Abkommen über die Schaffung des inter-
nationalen Systems und der Organisation für kosmische Fern-
meldeverbindungen „INTERSPUTNIK" vom 15. November 1971 
(nachstehend „Abkommen") aufzunehmen: 

Artikel 1 

Die folgenden Korrekturen in Artikel 1 des Abkommens einzu-
bringen: 

1. In Absatz 2 den folgenden Anstrich hinzuzufügen: 

„INTERSPUTNIK" ist eine offene internationale Organisation. 

2. Neue Absätze 3 und 4 mit folgendem Inhalt hinzuzufügen: 

„3. Für die Ziele dieses Abkommens: 

„Mitglied der Organisation" - bezeichnet eine Regierung, für 
die dieses Abkommen in Kraft getreten ist; 

„Betriebsabkommen" - bezeichnet das Betriebsabkommen 
der Internationalen Organisation für kosmische Fernmelde-
verbindungen „INTERSPUTNIK"; 

„Signatar" - bezeichnet eine von einem Mitglied der Orga-
nisation gemäß Artikel 2 dieses Abkommens benannte 
Organisation für Fernmeldewesen und/oder eine Fernmelde-
verwaltung, -für die das Betriebsabkommen in Kra ft  getreten 
ist; 

„Raumsegment der Organisation" - bezeichnet Fernmelde-
satelliten mit Umsetzern, Bordgeräten und terrestrischen 
Steuerungssystemen, die ein ordnungsgemäßes Funktionie-
ren der Satelliten gewährleisten und Eigentum der Organisa-
tion oder von der Organisation gemietet sind; 

„Grundkapital" - ist das Eigenkapital der Organisation, das 
von den Signataren mit dem Ziel der Gewährleistung der 
Tätigkeit der Organisation geschaffen wird; 

„Eigentum der Organisation" - bezeichnet alles, was unab-
hängig von seiner Art  Objekt des Eigentumsrechts sein kann, 
einschließlich der vertraglich erworbenen Rechte sowie 
anderer Rechte, Einnahmen und Interessen. 
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4. Gemäß den Bestimmungen dieses Abkommens wird ein 
Betriebsabkommen geschlossen." 

Artikel 2 

Die folgenden Korrekturen in Artikel 2 dieses Abkommens ein-
zubringen: 

1. Die Absätze 1 und 2 zu streichen. 

2. Neue Absätze mit folgendem Inhalt aufzunehmen: 

„1. Jedes Mitglied der Organisation benennt einen unter sei-
ner Hoheit stehenden Signatar, der das Betriebsabkommen 
unterzeichnet. Ein Mitglied der Organisation kann mehrere 
Signatare benennen. 

2. Das Mitglied der Organisation setzt die Verwahrer dieses 
Abkommens und des Betriebsabkommens schriftlich über 
die von ihm benannten Signatare in Kenntnis. 

3. Die Beziehungen zwischen dem Mitglied der Organisati-
on und dem Signatar werden vom entsprechenden inner-
staatlichen Recht geregelt. Dabei gibt das Mitglied der Orga-
nisation dem Signatar die notwendigen Leitlinien vor, die mit 
dem innerstaatlichen Recht in Einklang stehen. 

4. Das Mitglied der Organisation ist nicht haftbar für Ver-
pflichtungen der Signatare." 

Artikel 3 

Artikel 3 des Abkommens durch die folgende Bestimmung zu 
ergänzen: 

„Auf Empfehlung des Betriebskomitees kann der Rat be-
schließen, den Sitz der Organisation in eines der Mitgliedsländer 
der Organisation zu verlegen." 

Artikel 4 

In Artikel 4 Absatz 2 des Abkommens die Worte „... bei den 
Mitgliedern der Organisation, die solche Systeme besitzen" 
durch die Worte „von der Organisation" zu ersetzen. 

Artikel 5 

In Artikel 5 Anstrich 3 Satz 1 des Abkommens die Worte 
„... bei ihren Mitgliedern" durch die Worte „von der Organisation" 
zu ersetzen. 

Artikel 6 

Artikel 6 des Abkommens folgendermaßen umzuformulieren: 

„Der Sta rt  und die Beförderung von Fernmeldesatelliten, die 
Eigentum der Organisation sind, auf die Umlaufbahn sowie deren 
Steuerung auf der Umlaufbahn erfolgen durch die Mitglieder der 
Organisation, die hierfür die entsprechenden Mittel haben, oder 
durch andere Auftragnehmer auf der Grundlage entsprechender 
vertraglicher Vereinbarungen." 

Artikel 7 

In Artikel 10 Absatz 2 die Worte „der Abkommenspartner 
ebenso wie die Abkommenspartner nicht für die Verpflichtungen 
der Organisation verantwortlich sind" durch die Worte „der Mit-
glieder der Organisation ebenso wie die Mitglieder der Organisa-
tion nicht für die Verpflichtungen der Organisation verantwortlich 
sind" zu ersetzen. 

Artikel 8 

Die folgenden Korrekturen in Artikel 11 des Abkommens auf-
zunehmen: 

1. In Absatz 1 Satz 1 die Worte „Leitung der Tätigkeit" durch die 
Worte „Ausübung der Tätigkeit" zu ersetzen. 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/10725 

2. In Absatz 1 zwischen den Anstrichen „Rat" und „Direktion" 
einen neuen Anstrich aufzunehmen: 

„Das Betriebskomitee als Organ der Organisation, das die 
operative Behandlung und Lösung von Fragen bezüglich der 
Tätigkeit der Organisation vornimmt." 

3. Den letzten Anstrich aus Absatz 1 zu streichen. 

4. Absatz 2 zu streichen. 

5. Absatz 4 in einer neuen Fassung darzulegen: 

„Der Rat und das Betriebskomitee können im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit Hilfsorgane schaffen, die zur Verwirklichung 
der Ziele dieses Abkommens und des Betriebsabkommens 
erforderlich sind." 

6. Den folgenden Absatz 5 zu ergänzen: 

„5. Die Tagungen der Organe der Organisation können nicht 
nur auf dem Hoheitsgebiet der Mitglieder der Organisation, 
sondern auch an jedem anderen O rt , der nach Meinung der 
Organisation ihre Arbeit besser fördert, durchgeführt werden." 

Artikel 9 

Folgende Korrekturen in Artikel 12 des Abkommens aufzu-
nehmen: 

1. In Absatz 3 nach den Worten „Mitglieds der Organisation" die 
Worte „des Betriebskomitees" einzufügen. 

2. In Absatz 4 den zweiten Anstrich zu streichen. 

3. Absatz 6 in der folgenden Fassung darzulegen: 

„6. Zur Zuständigkeit des Rates gehört: 

6.1. die Annahme von Beschlüssen zu Fragen der allgemei-
nen Politik und der langfristigen Ziele der Organisation, 
darunter auch zu Fragen der Regulierung und des dis-
kriminierungsfreien Zugangs zum Raumsegment; 

6.2. die Kontrolle der Erfüllung der Bestimmungen dieses 
Abkommens und des Betriebsabkommens; 

6.3. die Gewährleistung der Übereinstimmung der Tätigkeit 
der Organisation mit den Zielen und Grundsätzen der 
Satzung der UNO sowie mit den Bestimmungen jedes 
anderen völkerrechtlichen Vertrags, an den die Organi-
sation entsprechend ihrer Beschlüsse gebunden ist; 

6.4. die Annahme von Beschlüssen zu Empfehlungen des 
Betriebskomitees; 

6.5. die Prüfung und Bestätigung des Jahresberichts des 
Betriebskomitees über seine Tätigkeit; 

6.6. die Prüfung und Bestätigung des Jahresberichts des 
Generaldirektors über die Tätigkeit der Organisation; 

6.7. die Annahme der Geschäftsordnung; 

6.8. die Festlegung der geographischen Regionen, aus 
denen, ausgehend vom Prinzip der gerechten geogra-
phischen Vertretung, die entsprechende Anzahl von 
Mitgliedern des Betriebskomitees aus diesen Regionen 
in das Betriebskomitee gewählt wird; 

6.9. die Annahme von Beschlüssen zu Fragen, die die offizi-
ellen Beziehungen der Organisation zu Staaten betref-
fen, unabhängig davon, ob diese Mitglieder der Organi-
sation sind, sowie zu internationalen Organisationen; 

6.10. die Annahme von Beschlüssen zu Korrekturen zu die

-

sem Abkommen oder zum Betriebsabkommen;". 

4. Absatz 7 in der folgenden Fassung darzulegen: 

„7. Der Rat soll bestrebt sein, seine Beschlüsse einstimmig 
zu fassen. Wird dies nicht erreicht, gelten die Beschlüsse des 
Rates als angenommen, wenn sie mindestens zwei Drittel der 
Stimmen der anwesenden und abstimmenden Mitglieder der 
Organisation erhalten haben. Die angenommenen Beschlüsse 
sind verbindlich für alle Mitglieder der Organisation. 
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Ein Beschluß, dessen Ablehnung der direkte Grund dafür ist, 
daß ein Mitglied der Organisation zum Austritt aus der Organi-
sation veranlaßt wird, ist für dieses Mitglied der Organisation 
nicht verbindlich. 

Beschlüsse über Änderungen der gültigen Struktur oder 
grundlegender Ziele der Organisation können nur mit allge

-

meiner Zustimmung der Mitglieder der Organisation ange-
nommen werden. Die Frage, ob durch einen Ratsbeschluß 
Änderungen der Struktur oder grundlegender Ziele der Orga-
nisation eingebracht werden, wird gemäß dem in Absatz 7 
Anstrich 1 dieses Artikels festgelegten Verfahren entschieden." 

5. Absatz 9 zu streichen. 

Artikel 10 

Einen neuen Artikel 12bis mit folgendem Inhalt aufzunehmen: 

„Artikel 12bis 

1. Das Betriebskomitee ist das Organ der Organisation, das 
die operative Behandlung und die Lösung von Fragen bezüglich 
der Tätigkeit der Organisation vornimmt. 

Mitglied des Komitees kann jeder Signatar sein. 

2. Das Betriebskomitee erfüllt folgende Funktionen: 

2.1. Es prüft und bestätigt Maßnahmen zur Schaffung, zum 
Erwerb oder Anmieten sowie zum Betrieb des Raum-
segments; 

2.2. Es bestätigt die Pläne zur Entwicklung und Verbesserung 
des Fernmeldesystems der Organisation; 

2.3. Es legt die technischen Anforderungen an Fernmeldesatel-
liten der Organisation fest; 

2.4. Es prüft und bestätigt das Programm für die Beförderung 
von Fernmeldesatelliten der Organisation auf die Umlauf-
bahn; 

2.5. Es bestätigt den Plan für die Verteilung der Fernmelde-
kanäle zwischen den Mitgliedern der Organisation und den 
Signataren sowie die Kriterien für die Nutzung des Raum-
segments der Organisation durch andere Nutzer und das 
Verfahren für die Erteilung von Genehmigungen für diese 
Nutzung; 

2.6. Es legt die technischen Anforderungen an die Erdfunk

-

stellen sowie das Verfahren für die Erteilung von Genehmi-
gungen für den Betrieb von Erdfunkstellen fest; 

2.7. Es legt fest, ob die Erdfunkstellen, die an das Fernmelde-
system der Organisation angeschlossen werden sollen, 
den technischen Anforderungen entsprechen; 

2.8. Es gründet bei Bedarf und im Rahmen seiner Zuständigkeit 
Hilfsorgane und führt spezielle Tagungen durch; 

2.9. Es bestätigt die Struktur und den Stellenplan der Direktion 
sowie die Dokumente, die die Tätigkeit der Direktion regeln; 

2.10. Es bestätigt den Arbeitsplan der Organisation für das 
bevorstehende Kalenderjahr; 

2.11. Es beschließt die Finanzpolitik der Organisation, prüft und 
bestätigt die finanziellen Regelungen, den jährlichen Haus-
halt und die jährlichen Finanzberichte, es legt die Gebühren 
für die Übertragung von Informationseinheiten oder die 
Kosten für das Mieten eines Kanals auf den Fernmelde-
satelliten der Organisation fest, es nimmt Beschlüsse zu 
allen anderen finanziellen Fragen an, darunter auch zu 
Fragen der anteiligen Beteiligung und Umverteilung der 
Anteile der Einlage; 

2.12. Es bestimmt die Höhe des Grundkapitals; 

2.13. Es nimmt Beschlüsse zur Beantragung von Krediten in den 
entsprechenden nationalen und internationalen Bankinsti-
tuten sowie hinsichtlich der Bedingungen, zu denen ande-
re äußere Finanzierungsmittel hinzugezogen werden, an; 

2.14. Es prüft und bestätigt die Berichte des Generaldirektors 
über die Tätigkeit der Organisation; 
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2.15. Es wählt den Vorsitzenden und die Mitglieder der Revisions-
kommission und bestätigt die Geschäftsordnung dieser 
Kommission sowie deren Bericht; 

2.16. Es nimmt Korrekturen zum Betriebsabkommen an und legt 
diese dem Rat zur Bestätigung vor; 

2.17. Es legt dem Rat jährlich Berichte über seine Tätigkeit 
vor; 

2.18. Es benennt einen Schiedsrichter in Fällen, wenn die Orga-
nisation als Partei im Schiedsgericht auftritt; 

2.19. Es bestimmt und realisie rt  die Politik der Organisation hin-
sichtlich des Schutzes des geistigen und gewerblichen 
Eigentums an Erfindungen und technischen Informationen, 
die als Ergebnis der Tätigkeit der Organisation oder auf der 
Grundlage von Verträgen mit ihr geschaffen wurden; 

2.20. Es kontolliert die Tätigkeit der Direktion; 

2.21. Es beschließt seine Geschäftsordnung; 

2.22. Es nimmt jede andere Funktion wahr, die ihm durch jeden 
anderen Artikel dieses Abkommens oder des Betriebs-
abkommens auferlegt wird sowie jede andere Funktion, die 
für das Erreichen der Ziele der Organisation erforderlich 
ist." 

Artikel 11 

In Artikel 13 des Abkommens folgende Änderungen aufzu-
nehmen: 

1. In Absatz 2 die Worte „wird nach dem Prinzip der Einzellei-
tung tätig" zu streichen. 

2. Absatz 3 in neuer Fassung darzulegen: 

„Der Generaldirektor ist gegenüber dem Rat und dem 
Betriebskomitee verantwortlich und wird im Rahmen seiner 
Vollmachten tätig; bei dieser Tätigkeit läßt er sich von den 
Beschlüssen des Rates und des Betriebskomitees leiten." 

3. In Absatz 4 die Numerierung der Ziffern entsprechend mit 
„4.1., 4.2., 4.3...." zu bezeichnen und die Ziffern folgender-
maßen zu ändern: 

a) Ziffer 1 mit den Worten „und des Betriebskomitees" zu 
ergänzen, 

b) in Ziffer 2 die Worte „mit den Fernmeldeverwaltungen, 
den Projektierungsorganisationen und den Industrie-
betrieben der Mitglieder der Organisation" zu streichen, 

c) in Ziffer 4 nach dem Wort „Verträge" die Worte „im 
Namen der Organisation" einzufügen, 

d) in den Ziffern 5 und 7 entsprechend die Worte „dem Rat" 
und „dem Rat" durch die Worte „dem Betriebskomitee" 
und „dem Betriebskomitee" zu ersetzen, 

e) in Ziffer 6 die Worte „beim Rat" durch die Worte „und 
beim Betriebskomitee" zu ergänzen und das Wo rt  „Direk-
tion" durch „Organisation" zu ersetzen, 

f) in Ziffer 8 die Worte „des Betriebskomitees und ihrer 
Hilfsorgane" einzufügen. 

4. In Absatz 5 folgenden Satz hinzuzufügen: 

„Der Generaldirektor wird gemeinsam vom Rat und vom 
Betriebskomitee gewählt, die ihn gegebenenfalls auch des 
Postens entheben können." 

5. Absatz 6 folgendermaßen umzuformulieren: 

„Das Personal der Direktion setzt sich, ausgehend von den 
Anforderungen seiner fachlichen Kompetenz, aus Staatsan-
gehörigen der Staaten zusammen, deren Regierungen Mit-
glieder der Organisation sind, unter Berücksichtigung des 
Prinzips der gerechten geographischen Vertretung, und 
gegebenenfalls und im Ausnahmefall aus Staatsangehörigen 
von Staaten, deren Regierungen nicht Mitglieder der Organi-
sation sind." 
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Artikel 12 

In Artikel 14 des Abkommens die folgenden Änderungen ein-
zubringen: 

1. Die Worte „vom Rat" in Absatz 1 durch die Worte „vom 
Betriebskomitee" zu ersetzen. 

2. In Absatz 3 die Worte „wird dem Rat ... vorgelegt" durch die 
Worte „wird vom Betriebskomitee bestätigt" zu ersetzen. 

Artikel 13, 

Artikel 15 des Abkommens in der folgenden Fassung darzu-
legen: 

„1. Zur Gewährleistung der Tätigkeit der Organisation wird das 
Grundkapital aus den Einlagen der Signatare geschaffen. 

2. Aus den Einlagen in das Grundkapital werden, soweit die 
Betriebseinnahmen dafür nicht ausreichen, folgende Ausgaben 
der Organisation gedeckt: 

a) die Ausgaben für Forschungs-, Versuchs- und Konstruktions-
arbeiten für das Raumsegment und die terrestrischen Systeme 
für die Steuerung des Systems des Satellitenfernmelde-
wesen; 

b) die Ausgaben für die Projektierung, die Errichtung, den 
Erwerb oder das Mieten des Raumsegments und der ter-
restrischen Systeme für die Steuerung des Systems des 
Satellitenfernmeldewesen; 

c) die Ausgaben für die Bezahlung des Sta rts und der Beförde-
rung der Fernmeldesatelliten der Organisation auf die Umlauf-
bahn; 

d) die Ausgaben für andere Zwecke im Zusammenhang mit der 
Ausübung der Tätigkeit der Organisation." 

Artikel 14 

In Artikel 16 des Abkommens die folgenden Korrekturen einzu-
bringen: 

1. In Absatz 1 die Worte „ihren Mitgliedern" durch die Worte 
„den Signataren" zu ersetzen. 

2. In Absatz 2 die Worte „den Mitgliedern der Organisation" 
durch die Worte „den Signataren" zu ersetzen. 

3. Absatz 3 in der folgenden Fassung darzulegen: 

„Die Fernmeldekanäle werden gegen Bezahlung von Entgel-
ten, die vom Betriebskomitee festgelegt werden, zur Verfü-
gung gestellt." 

Artikel 15 

Artikel 17 des Abkommens in der folgenden Fassung darzu-
legen: 

„1. Jedes Mitglied der Organisation oder jeder Signatar kann 
jederzeit freiwillig aus der Organisation austreten, wobei er dem 
Verwahrer eine schriftliche Mitteilung hierüber übersendet. Beim 
Austritt eines Signatars aus der Organisation wird die entspre-
chende Mitteilung durch das Mitglied der Organisation über-
sandt, das den Signatar benannt hat. 

Der Austritt eines Mitglieds der Organisation zieht gleichzeitig 
den Austritt jedes von diesem Mitglied der Organisation benann-
ten Signatars nach sich. 

2. Mit dem Eingang der Mitteilung über den Austritt aus der 
Organisation beim Verwahrer verliert das Mitglied der Organisati-
on, das diese Mitteilung abgesandt hat, sowie jeder von ihm 
benannte Signatar oder der Signatar, bezüglich dessen die Mit-
teilung eingegangen ist, jedes Recht auf Vertretung und das 
Stimmrecht in jedem Organ der Organisation und übernimmt 
keinerlei Verpflichtungen nach dem Zeitpunkt des Eingangs einer 
solchen Mitteilung. Beim Austritt eines Signatars aus der Organi-
sation sind jedoch sowohl die Organisation als auch der Signatar 
weiterhin zur Regelung der finanziellen Fragen verpflichtet. Für 
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ein Mitglied der Organisation und/oder einen Signatar wird der 
Austritt wirksam und verlieren dieses Abkommen und/oder das 
Betriebsabkommen nach Ablauf von drei Monaten ab dem Zeit-
punkt des Eingangs der schriftlichen Mitteilung beim Verwahrer 
entsprechend Absatz 1 seine Gültigkeit. 

3. Tritt ein Signatar aus der Organisation aus, so benennt das 
Mitglied der Organisation, das ihn benannt hat, bis zum Eintreten 
des Gültigkeitsdatums des Austritts ab diesem Zeitpunkt einen 
neuen Signatar oder tritt aus der Organisation aus. Hat das Mit-
glied der Organisation bis zu diesem Zeitpunkt die aufgeführten 
Maßnahmen nicht ergriffen, so gilt es ab diesem Zeitpunkt als 
aus der Organisation ausgetreten. 

4. Wenn aus irgendeinem Grund ein Mitglied der Organisation 
einen neuen Signatar benennen will, so übersendet dieses Mit-
glied der Organisation dem Verwahrer eine schriftliche Mit-
teilung. Mit der Übernahme aller von seinem Vorgänger nicht 
erfüllten Verpflichtungen durch den neuen Signatar und ab dem 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Betriebsabkommens tritt 
dieses Abkommen für den neuen Signatar in Kra ft  und verliert 
seine Gültigkeit für den vorherigen Signatar." 

Artikel 16 

Folgende Änderungen in Artikel 18 des Abkommens einzu-
bringen: 

1. In Absatz 1 Anstrich 1 das Wort „Vertragsparteien" durch die 
Worte „Mitglieder der Organisation" zu ersetzen und im 
dritten Anstrich dieses Absatzes nach dem Wo rt  „Rat" die 
Worte „auf der Grundlage der ihm vom Betriebskomitee vor-
gelegten Empfehlungen" einzufügen. 

2. Artikel 18 Absatz 2 in der folgenden Fassung darzulegen: 

„2. Bei Auflösung der Organisation muß der Erlös vom Ver-
kauf ihres Vermögens nach Erfüllung aller Verpflichtungen 
der Organisation den Signataren entsprechend ihrer Anteile 
am Grundkapital der Organisation ausgezahlt werden." 

Artikel 17 

In Artikel 22 des Abkommens die neuen Absätze 3 und 4 auf-
zunehmen: 

„3. Ein Staat kann nicht weiterhin Mitglied der Organisation 
bleiben oder werden, sofern nicht einer der von ihm benannten 
Signatare das Betriebsabkommen unterzeichnet. 

4. Vorbehalte zu diesem Abkommen und dem Betriebsabkom-
men sind nicht zulässig." 

Artikel 18 

Artikel 24 des Abkommens in der folgenden Fassung darzu-
legen: 

„1. Jedes Mitglied der Organisation kann Korrekturen zu diesem 
Abkommen vorschlagen. Der Wortlaut der vorgeschlagenen Kor-
rekturen wird der Direktion übersandt, die innerhalb von drei 
Monaten nach deren Eingang die Meinung aller Mitglieder der 
Organisation und Signatare abfragt und versendet. 

Das Betriebskomitee prüft und beschließt eine Empfehlung zur 
Korrektur auf seiner nächsten Tagung, frühestens jedoch drei 
Monate nach dem Zeitpunkt der Versendung. 

2. Nach der Erörterung der Korrektur durch das Betriebskomi-
tee muß diese auf der nächsten Tagung des Rates der Organisa-
tion geprüft werden. Wenn die Korrektur vom Rat genehmigt 
wird, tritt sie ab dem Zeitpunkt des Eingehens der letzten Mittei-
lung über ihre Annahme von zwei Dritteln der Mitglieder der 
Organisation beim Verwahrer in Kra ft . Mit ihrem Inkrafttreten wird 
die Korrektur für alle Mitglieder der Organisation bindend." 
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Artikel 19 

1. Dieses Protokoll unterliegt der Annahme durch alle Mit-
glieder der Organisation gemäß ihren innerstaatlichen Verfahren. 
Die Mitteilung über die Annahme dieses Protokolls wird an den 
Verwahrer des Abkommens gerichtet. 

2. Dieses Protokoll tritt ab dem Zeitpunkt des Eingangs der in 
Absatz 1 dieses Artikels genannten Mitteilungen von zwei Dritteln 
der Regierungen in Kraft, die zum Zeitpunkt der Annahme des 
Wortlauts dieses Protokolls Mitglieder der Organisation sind. 

3. Für ein Mitglied der Organisation, das dieses Protokoll nach 
seinem Inkrafttreten annimmt, wird dieses Protokoll ab dem Zeit-
punkt der Absendung der entsprechenden Mitteilung durch 
dieses Mitglied der Organisation an den Verwahrer verbindlich. 

4. Die Mitglieder der Organisation können erklären, daß sie das 
Abkommen über die Schaffung des Systems und der Organisati-
on für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" mit 
den in diesem Protokoll festgelegten Änderungen vorläufig und 
zeitweilig annehmen und senden dem Verwahrer eine entspre-
chende Mitteilung darüber. 

5. Für ein Mitglied der Organisation, das sich für die Annahme 
des Wortlauts dieses Protokolls ausgesprochen oder dem Ver-
wahrer eine in Absatz 4 dieses Artikels vorgesehene Mitteilung 
gesandt hat, wird die Gültigkeit der Bestimmungen des Abkom-
mens, die Regelungen aufstellen, die sich von denen unterschei-
den, die sich aus diesem Protokoll ergeben, sowie die Gültigkeit 
des Protokolls zum Abkommen vom 26. November 1982 ausge-
setzt, und zwar ab dem Zeitpunkt der Annahme des Wortlauts 
dieses Protokolls beziehungsweise ab dem Zeitpunkt der 
Benachrichtigung des Verwahrers dieses Protokolls durch dieses 
Mitglied der Organisation. 

6. Vorbehalte zu diesem Protokoll sind nicht zulässig. 

Artikel 20 

1. Der Verwahrer dieses Protokolls, der der Verwahrer des 
Abkommens ist, unterrichtet alle Mitglieder der Organisation 
über den Zeitpunkt jeder Annahme, über den Zeitpunkt der Hin-
terlegung jeder Beitrittsurkunde, über den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Protokolls und über alle anderen Mitteilungen, die 
er erhält. 

2. Dieses Protokoll, dessen deutscher, russischer, englischer, 
spanischer und französischer Wortlaut gleichermaßen authentisch 
ist, wird im Archiv des Verwahrers hinterlegt. Die gehörig be-
glaubigten Abschriften dieses Protokolls werden den Mitgliedern 
der Organisation vom Verwahrer übersandt. 

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten, hierzu gehörig 
befugten Vertreter dieses Protokoll unterzeichnet. 
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Denkschrift 
zu dem Abkommen vom 15. November 1971 über die Schaffung des internationalen Systems 
und der Organisation für kosmische Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" und zu dem 
Protokoll vom 30. November 1996 über die Einbringung von Korrekturen in dieses Abkommen 

A. Allgemeines 

1. Regierungsabkommen 

INTERSPUTNIK wurde durch Regierungsabkommen vom 
15. November 1971 von Bulgarien, Ungarn, der Deut-
schen Demokratischen Republik, Kuba, der Mongolei, 
Polen, Rumänien, der Sowjetunion und der Tschechoslo-
wakei gegründet. Derzeit sind 22 Staaten Mitglied dieser 
internationalen Organisation. 

Aufgabe von INTERSPUTNIK ist, die Zusammenarbeit 
und Koordinierung der Anstrengungen bei der Projektie-
rung, Schaffung, Nutzung und Entwicklung des interna-
tionalen Fernmeldesystems über künstliche Erdsatelliten 
zu gewährleisten (Artikel 1 des Abkommens). 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat mit 
Note vom 3. Oktober 1990 an den Vorsitzenden des 
Rates der internationalen Organisation für kosmische 
Fernmeldeverbindungen „INTERSPUTNIK" mitgeteilt, 
daß sie in die bisherige Mitgliedschaft der Deutschen 
Demokratischen Republik bei dieser Organisation ein-
zutreten und die aus dem Regierungsabkommen vom 
15. November 1971 resultierenden Verpflichtungen zu 
übernehmen beabsichtige. 

Das gemäß Artikel 12 Abs. 3 des Vertrages zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demo-
kratischen Republik über die Herstellung der Einheit 
Deutschlands - Einigungsvertrag - vom 31. August 1990 
erforderliche Einvernehmen mit den jeweiligen Vertrags-
partnern wurde anläßlich der XIX. Tagung des Rates von 
INTERSPUTNIK am 15. Oktober 1990 in Prag hergestellt. 

2. Änderungsprotokoll 

Die Abkommenskorrekturen beziehen sich im wesent-
lichen auf eine Anpassung der INTERSPUTNIK-Organisa-
tionsstruktur an die Herausforderungen des internatio-
nalen Telekommunikationsmarktes und insbesondere an 
die bereits vorhandenen bzw. geplanten Organisations-
strukturen bei den anderen internationalen Satelliten-
organisationen. 

Die nach 1990 in den meisten INTERSPUTNIK-Mitglied-
staaten einsetzende Trennung zwischen Regulierer und 
Betreiber der Telekommunikationsnetze führte bei INTER

-

SPUTNIK zu der Entscheidung, die entsprechenden 
betriebswirtschaftlichen, technischen und operativen 
Aufgaben aus dem Regierungsabkommen herauszulösen 
und in einem neuen Betriebsabkommen, das von den 
jeweiligen - von den Mitgliedstaaten benannten - Betrei-
bern als Signatar zu unterzeichnen ist, zu regeln. 

Diese Umgestaltung wurde auf der XXV. Tagung des Rates 
von INTERSPUTNIK am 30. November 1996 abgeschlos-
sen. In Übereinstimmung mit Artikel 24 des Regierungs-
abkommens haben 18 der 22 Mitgliedstaaten, darunter die 
Bundesrepublik Deutschland, die weitreichenden Ände-
rungen beschlossen, die im Protokoll über die Einbringung 
von Korrekturen in das Abkommen enthalten sind. 

B. Einzelheiten zu den Abkommenskorrekturen 

Die Möglichkeit der Benennung mehrerer Signatare des 
Betriebsabkommens durch jeden Mitgliedstaat (Artikel 2 
des Änderungsprotokolls) soll über verstärkten Wettbe-
werb zu niedrigeren Preisen und einem größeren und bes-
seren Dienstleistungsangebot für die Endverbraucher 
führen. 

Artikel 2 des Änderungsprotokolls regelt ebenfalls, daß 
die Mitgliedstaaten der Organisation nicht für die Ver-
pflichtungen aus der betrieblichen und kommerziellen 
Tätigkeit des jeweiligen Signatars haften. 

Artikel 6 des Änderungsprotokolls ermöglicht künftig 
auch die Finanzierung, den Sta rt  und die Beförde-
rung von Satelliten, die im Eigentum der Organisation 
stehen. 

Die Artikel 8, 9, 10 und 11 des Änderungsprotokolls ent-
halten umfassende Korrekturen der Artikel 11, 12 und 13 
des Abkommens, die infolge der strikten Trennung zwi-
schen der betrieblichen und kommerziellen Tätigkeit der 
künftigen Signatare auf der Grundlage des neuen 
Betriebsabkommens einerseits sowie der hoheitlichen 
und regulatorischen Aufgaben der Mitgliedstaaten der 
Organisation andererseits erforderlich waren. 

Sie beinhalten Regelungen über Inhalt, Zuständigkeit und 
Funktionen des Rates als höchstem Gremium der Organi-
sation sowie des Betriebskomitees als Exekutivorgan der 
Signatare des Betriebsabkommens. 

Artikel 13 des Änderungsprotokolls regelt die Einrichtung 
eines Grundkapitals aus den Einlagen der Signatare und 
dessen Verwendung für die Gewährleistung der künftigen 
Tätigkeit der Organisation. 

In Artikel 18 des Änderungsprotokolls wird, analog zu 
dera rt igen Regelungen in den Satzungen der anderen 
internationalen Satellitenorganisationen EUTELSAT, INTEL

-

SAT und Inmarsat, der bisher geltende Artikel 24 des 
Abkommens dahingehend korrigiert, daß künftig Korrek-
turen zum Abkommen, nach Erreichen des Zwei-Drittel-
Quorums, für alle Mitglieder der Organisation verbindlich 
werden. 

Artikel 19 Abs. 2 des Änderungsprotokolls enthält die 
theoretische Möglichkeit, daß für die einzelnen Mitglied-
staaten ein gespaltenes Regime mit Inkrafttreten des 
Änderungsprotokolls entsteht. Faktisch und praktisch 
besteht diese Möglichkeit jedoch nicht, da selbst ein 
vorübergehendes gespaltenes Regime keine Auswirkun-
gen auf die gesamte betriebliche Aufgabenerfüllung der 
Organisation hätte. 

Artikel 19 Abs. 4 des Änderungsprotokolls sieht die 
Möglichkeit vor, Bestimmungen des Änderungsproto-
kolls schon vor seinem Inkrafttreten anzuwenden. Die 
Bundesregierung beabsichtigt, sich daran zu beteiligen, 
soweit der bestehende Rahmen des Abkommens dies 
zuläßt. 




